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EDITORIAL/122: Was bleibt? (SB)





Wochendruckausgabe 122 der Elektronischen Zeitung Schattenblick zum
02.03.2019
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Was bleibt?

Wer strebt es nicht an, das Bleibende, das mithin Haftende, das sich
fesselt, sammelt und einfindet im Versprechen der Freiheit, des
Fortschritts und des Gelingens mit ihren Echos ohne Ende? Es wäre
biologisch tief und weit bereits mit Blick auf die erdgeschichtliche
Entwicklung ausschließlich in der Vergangenheit zu suchen, nur um auf
die ersten Erscheinungen des Lebens zurückzufinden, welche mit den
übrigen Prozessen naturgeschichtlicher Phänomene indes nachgewiesen
werden konnten.

Die ungeheuer vielen, sich gegenseitig bedingenden und gleichzeitig
ablösenden Gestaltungen und Artenwechsel besagter Lebensentfaltung
repräsentieren folglich geradezu die mit den Dauerattributen des
Wandels verknüpften Erläuterungsversuche und verbundenen Beweise. Die
Voraussetzungen bleibender Aussichten inklusive ihrer möglichen
Endlichkeit allerdings wären anders auch kaum zu behaupten und
darzustellen.

Deshalb ist auch der Vernunft der schreibenden Zunft die Abschweifung
zuzumuten, die in dem allseits bekannten Satz ihren akzeptierten
Ausdruck findet, daß nur der bleibt, der schreibt.

Ihre Schattenblick-Redaktion


1. März 2019
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INFOPOOL / UMWELT / BRENNPUNKT





KOHLEALARM/574: Klimakampf und Kohlefront - Urteile und Haftumstände zweifelhaft ... (Robin Wood)


ROBIN WOOD - Gemeinsame Pressemitteilung vom 28.02.2019

Grundrechte stärken!

Gemeinsame Solidaritätserklärung für inhaftierte
Klimaschutzaktivist*innen nach der Besetzung von Braunkohlebaggern



Anlässlich der Verurteilung von drei Klimaschutzaktivist*innen durch das
Amtsgericht Cottbus am Montag dieser Woche äußern sich heute acht
Umweltschutzorganisationen und Klimaschutzinitiativen mit einem
gemeinsamen Solidaritäts-Statement. Heute [28.02.2019] beschäftigt sich
zudem der Rechtsausschuss des Brandenburger Landtags mit den Umständen der
Verhaftung der Aktivist*innen nach ihrer Protestaktion am 4. Februar 2019.



Gemeinsames Statement von 350.org, campact, Fridays For Future Berlin,
Fidays for Future Köln, PowerShift, ROBIN WOOD, Umweltinstitut München,
urgewald:

"Nach Kohlebagger-Besetzungen im Rahmen einer Ende Gelände-Aktionswoche
im Lausitzer und Leipziger Braunkohlerevier sind drei Aktivist*innen am
vergangenen Montag zu zwei Monaten Haft verurteilt worden. Das ist
absolut unverhältnismäßig. Es ist zudem skandalös, dass den
Aktivist*innen bei ihrer Inhaftierung zum Teil Grundrechte wie
gesundheitliche Versorgung und der Kontakt zu Anwält*innen verwehrt wurde.

Der Klimawandel gefährdet weltweit Millionen Menschen existenziell. Die
Verstromung von Kohle trägt massiv zum Klimawandel bei. Deshalb ist der
schnelle Kohleausstieg zentral für die Einhaltung nationaler und
internationaler Klimaziele.

Angesichts der bedrohlichen Folgen des Klimawandels und der Missachtung
von Klimaschutzzielen können wir nachvollziehen, wenn sich Menschen zum
zivilen Ungehorsam gegen den Kohleabbau gezwungen sehen.

Daher erklären wir uns solidarisch mit allen Menschen in ihrem
friedlichen Protest gegen die Kohle. Klimaschutz ist kein Verbrechen,
sondern existentiell wichtig für unser aller Zukunft!"

 * 

Quelle:

Gemeinsame Pressemitteilung vom 28.02.2019

Robin Wood, Pressestelle

E-Mail: presse@robinwood.de

Internet: www.robinwood.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 1. März 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis
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INFOPOOL / BÜRGER/GESELLSCHAFT / FAKTEN





MUMIA/944: Rebellische Anwälte (Mumia Abu-Jamal)


Kolumne 946

Rebellische Anwälte

Beitrag für die am 15. Februar 2019 an der Yale University in New Haven,
Connecticut, veranstaltete »Rebellious Lawyering Conference«

von Mumia Abu-Jamal, Februar 2019



Bevor wir über »Rebel Lawyers« sprechen, Anwälte, die Rebellen sind, möchte
ich zunächst an zwei Revolutionäre erinnern, die Jura studiert hatten, dann
aber erkannten, dass das Gesetz und die Gesellschaftssysteme, in denen sie
lebten, so korrupt, voreingenommen und von ungerechten politischen Eliten
beherrscht waren, dass es zuerst darum gehen musste, ihre Gesellschaften
radikal zu verändern, bevor dem Recht zum Durchbruch verholfen werden
konnte. Diese beiden Männer, an die man selten als Anwälte denkt, waren
Fidel Castro und Nelson Mandela.

Einer, der sich näher mit der Beziehung von Gesellschaft und Recht
befasste, war der US-Anwalt Clarence Darrow (1857-1938). Er war ein
brillanter Jurist, Atheist und Sozialist zu einer Zeit, als Millionen
US-Amerikaner bei Wahlen noch für Sozialisten stimmten. Im Jahr 1902
besuchte Darrow das Cook-County-Gefängnis in Chicago, um mit den Gefangenen
über Recht und Gesetz zu debattieren. In seiner Ansprache sagte er: »Was
ist das Gesetz? Wenn die Reichen an die Macht kommen, erlassen sie Gesetze.
Sie machen sie nicht zum Schutz der Bürger. Gerichte sind keine Werkzeuge
der Gerechtigkeit. Wenn Ihre Fälle vor Gericht kommen, ist es unwichtig, ob
Sie schuldig sind oder unschuldig. Sie sollten aber einen gescheiten Anwalt
haben. Den bekommen Sie aber nur, wenn Sie Geld haben. Recht zu bekommen,
ist also vor allem eine Frage des Geldes. Die Menschen, denen die Erde
gehört, machen Gesetze, um ihren Besitz zu schützen. Sie errichten eine Art
Zaun oder Gehege um das, was ihnen gehört, und legen per Gesetz fest, dass
kein Zeitgenosse, der draußen ist, eindringen kann. Die Gesetze schützen
also jene, die die Welt regieren. Sie wurden nie dazu geschaffen oder
durchgesetzt, dass Gerechtigkeit herrscht.«

Es gibt einen Grund, warum ich Darrow als Beispiel für »Rebel Lawyers«
nenne. Für Jurastudenten tun sich beruflich eine Reihe von Türen auf.
Einige werden bei den Staatsanwaltschaften arbeiten und dazu beitragen,
weiter systematisch Masseninhaftierungen vorzunehmen.

Wie kam es überhaupt dazu, dass so viele Menschen eingesperrt worden sind?
War das nur eine Fehlentscheidung? Nein. In den frühen 1980er Jahren
übernahmen in vielen US-Großstädten Neoliberale die Macht und führten Krieg
gegen die schwarze Bevölkerung. Tonangebend waren dabei Politiker der
Demokratischen Partei wie beispielsweise Edward Rendell, der von 1977 bis
1985 leitender Bezirksstaatsanwalt von Philadelphia war, und verkündete,
Gefängnisstrafen sollten nicht mehr der Rehabilitation dienen, sondern die
Delinquenten auf Dauer handlungsunfähig machen.

So kam es, dass sich unter dem Vorwand, »Krieg gegen Drogen« zu führen,
Neoliberale mit Konservativen zusammenschlossen, um mit einer beispiellosen
Kampagne das Monster »Masseninhaftierung« zu erschaffen. Nur massenhafter
Widerstand kann dieses Instrument der Repression abschaffen. Mit anderen
Worten, nur große Bewegungen wie »Black Lives Matter« sind dazu in der
Lage, oder auch Jurastudenten wie die »Rebel Lawyers«, die, wenn sie
Anwälte geworden sind, »Nein!« sagen zu Monsterprojekten wie der
Masseninhaftierung.


Dies ist die gekürzte Fassung eines Beitrags für die am 15.
Februar 2019 an der Yale University in New Haven, Connecticut,
veranstaltete »Rebellious Lawyering Conference«. Die Gruppe »Rebel
Lawyers«, bestehend aus »praktizierenden Juristen, Jurastudenten und
Basisaktivisten«, hatte ursprünglich Larry Krasner, Leiter der
Bezirksstaatsanwaltschaft von Philadelphia, als einen der Hauptredner
eingeladen, ihn aber wieder ausgeladen, nachdem er eine
Gerichtsentscheidung blockiert hatte, die Abu-Jamal das Recht auf Berufung
einräumte (jW berichtete). Statt dessen wurde auf der Konferenz die
zehnminütige Rede Abu-Jamals abgespielt. (jh)

Link zu weiteren Infos & Originalbeitrag:

https://reblaw.yale.edu/


Copyright: Mumia Abu-Jamal

mit freundlicher Genehmigung des Autors

Übersetzung: Jürgen Heiser

Erstveröffentlicht in "junge Welt" Nr. 47 vom 25. Februar 2019

 * 

Quelle:

Der Beitrag entstammt der Website www.freedom-now.de

mit freundlicher Genehmigung von Jürgen Heiser

Internationales Verteidigungskomitee (IVK)

Postfach 150 323, 28093 Bremen

E-Mail: ivk(at)freedom-now(dot)de

Internet: www.freedom-now.de
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INFOPOOL / DIENSTE / WETTER





AUSSICHTEN/8567: Und morgen, den 4. März 2019 (SB)


+++ Vorhersage für den 04.03.2019 bis zum 05.03.2019 +++






[image: Jean-Luc 8567 Wetterfrosch - © 2019 by Schattenblick]






Wenn nicht g'rade kalt,

so doch Regen und Gewitter,

ohne Sonnenspalt

und für Jean mitnichten bitter.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





AUSLAND/8994: Aus aller Welt - 03.03.2019 (SB)




MELDUNGEN



Orban will europäische Migrationspolitik auf neue Füße stellen

Ungarns Ministerpräsident Viktor Orban will den Einfluß der
EU-Kommission in Migrationsfragen drosseln. In einem Gespräch mit der
Welt am Sonntag forderte der Vorsitzende der nationalkonservativen
Partei Fidesz die Bildung eines Gremiums, das sich ausschließlich aus
den Innenministern der Schengen-Zone zusammensetzt. Dieses Komitee
könnte alle die gesamte Schengen-Zone betreffenden Fragen auf die
Weise entscheiden, wie dies Fachleute machen, und nicht so wie die
Politiker, sagte Orban der Zeitung.

3. März 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





JUSTIZ/8994: Kriminalität und Rechtsprechung - 03.03.2019 (SB)




MELDUNGEN



Hochrangiges Mafiamitglied in Neapel verhaftet

Die italienische Polizei hat den letzten flüchtigen Sohn von
Camorra-Anführer Paolo Di Lauro im Chiaiano-Viertel im Süden der
Stadt Neapel festgenommen. Der 38jährige Marco Di Lauro war seit 2004
auf der Flucht. Er wird von den Behörden für vier Morde
verantwortlich gemacht. Damit sind nun alle vier Söhne von Paolo Di
Lauros im Gefängnis. Der kriminelle Familienclan soll in den
Stadtvierteln Secondigliano, Scampia, Miano, Marianella, Piscinola
und den Gemeinden Casavatore, Melito di Napoli, Arzano, Villaricca
und Mugnano di Napoli tätig sein.

3. März 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/8991: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 03.03.2019 (SB)




MELDUNGEN



Heftige Kämpfe zwischen Kurden und IS im Osten Syriens

Die Offensive der von den USA unterstützten arabisch-kurdischen
Syrischen Demokratischen Kräfte (SDF) in der Provinz Deir Essor im
Osten des Bürgerkriegslandes geht offenbar in die entscheidende
Phase. Der Vorstoß der Allianz auf die letzte Bastion der
Dschihadistenmiliz Islamischer Staat (IS) auf das Dorf Baghus an der
irakischen Grenze wird von Angriffen der US-Luftstreitkräfte
begleitet. Nach Angaben eines SDF-Kommandeurs wurde dabei ein
unterirdisches Munitionslager zerstört. Die Offensive schreite nur
langsam voran, da sich die IS-Kämpfer in unterirdischen Tunneln
verschanzt und Häuser und Straßen vermint hätten.

3. März 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/8993: Aus Parlament und Gesellschaft - 03.03.2019 (SB)




MELDUNGEN



SPD und Union streiten um Einführung einer Grundrente

SPD-Generalsekretär Lars Klingbeil lehnt den Kompromißvorschlag des
CDU-Arbeitnehmerflügels zur Grundrente ab. Es gehe darum, die
Lebensleistung von Millionen Deutschen anzuerkennen. Es kann hier
nicht um Almosen gehen, wie die Union sich das offenbar vorstelle,
sagte Klingbeil der Deutschen Presse-Agentur. Der Vorsitzende der
Christlich-Demokratischen Arbeitnehmerschaft (CDA), Karl-Josef
Laumann, hält eine Grundrente ganz ohne Bedürftigkeitsprüfung für
ungerecht. Es sei dafür, nur das Haushaltseinkommen, nicht aber
Vermögen und Wohnungsgröße zu prüfen, sagte Laumann dem
Redaktionsnetzwerk Deutschland.

3. März 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/8992: Tragisches und Kurioses - 03.03.2019 (SB)




MELDUNGEN



Fünf Tote bei Wohnhausbrand in Nürnberg

Ein Brand in einem Einfamilienhaus im Nürnberger Stadtteil Sandreuth
hat einer Mutter und ihren vier Kindern das Leben gekostet. Vier
weitere Familienangehörige konnten sich noch rechtzeitig vor den
Flammen in Sicherheit bringen. Sie wurden verletzt ins Krankenhaus
gebracht. Die Hintergründe des Brandes sind noch unklar. Es sei
schwierig Hinweise zu finden, vieles sei bis zur Unkenntlichkeit
verbrannt, teilte die Polizei mit.

3. März 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/8077: Aus Forschung und Technik - 03.03.2019 (SB)




MELDUNGEN



Bemannbare SpaceX-Kapsel erreicht Raumstation

Etwa 27 Stunden nach dem Start vom Kennedy Space Center der NASA in
Florida ist die neue Crew-Dragon-Kapsel des Privatunternehmers SpaceX
automatisch an die Internationale Raumstation ISS angedockt. Das
Manöver sei planmäßig verlaufen, teilte die US-Luft- und
Raumfahrtbehörde am Sonntag mit. Astronauten waren bei der ersten
Mission noch nicht an Bord, dafür aber eine lebensgroße Puppe. Der
mit Sensoren ausgestattete Dummy soll Aufschluß über die Belastungen
geben, denen ein Raumfahrer an Bord der Kapsel ausgesetzt ist.
Crew-Dragon wird am kommenden Freitag wieder zur Erde zurückkehren
und vor der Küste von Florida im Atlantik wassern. Für die NASA ist
der Testflug ein wichtiger Schritt, um künftig wieder selbst bemannte
Raumflüge durchführen zu können. Ein zweiter Testflug ist für Mitte
Juli vorgesehen, dann sollen die NASA-Astronauten Bob Behnken und
Doug Hurley zur ISS gebracht werden.

3. März 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/8090: Aus aller Welt - 03.03.2019 (SB)




VOM TAGE



China legt Zahlen zum Sozialkreditsystem vor

Das National Public Credit Information Centre in China gibt an, daß
im Rahmen des Sozialkreditsystems chinesische Gerichte letztes Jahr
in 17,5 Millionen Fällen Bürgern untersagt haben, einen Flug zu
buchen. Bei Zugreisen wurden 5,5 Millionen Mal keine Fahrkarten
verkauft. Reiseverbote werden in der Volksrepublik ausgesprochen,
wenn die Betroffenen eine zu geringe Bewertung im Sozial-Ranking
aufweisen. Punktabzug gibt es z. B. für das Begehen von
Ordnungswidrigkeiten, unzuverlässige Bedienung von Krediten,
nachlässige Steuerzahlungen, Schwarzfahren, Rauchen in Zügen,
Laufenlassen von Hunden, Drogenkonsum, Verbreitung unzutreffender
Informationen oder unzulässige Nutzung reservierter Sitzplätze in
Zügen. Die Behörden des Landes haben für 2018 insgesamt 14 Millionen
Angaben zu derart unzuverlässigem Verhalten von Bürgern gespeichert.
Aufgrund des Rankings kann Einzelpersonen auch der Abschluß von
Versicherungen und der Erwerb von Immobilien oder Anlageprodukten
verboten werden. Von dem vergangene Woche veröffentlichten Bericht
schrieb der britische Guardian am Wochenende.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/8049: Medizin und Gesundheitswesen - 03.03.2019 (SB)




VOM TAGE



Diabetes-Risiko oft unterschätzt

Obgleich die Stoffwechselerkrankung Diabetes mellitus sehr häufig in
Deutschland vorkommt, wird das Erkrankungsrisiko oft unterschätzt. Zu
diesem Ergebnis gelangte laut Deutschem Ärzteblatt eine telefonische
Umfrage unter fast 1500 Hamburgern. Es zeigte sich, daß zwar 84
Prozent der Hamburger bis 60 Jahre nur ein niedriges Risikopotential
für eine Diabeteserkrankung haben. Allerdings wähnten sich gerade
jene vor einer Erkrankung sicher, bei denen schon mehrere
Risikofaktoren präsent waren.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/8078: Kriminalität und Rechtsprechung - 03.03.2019 (SB)




VOM TAGE



Präventivhaft in Niedersachsen soll maximal 35 Tage dauern

In Niedersachsen haben sich die Koalitionsparteien CDU und SPD auf
eine Anpassung des geplanten Polizeigesetzes wegen der Bedenken
hinsichtlich seiner Verfassungsmäßigkeit verständigt. Wie zuerst der
Weser-Kurier meldete, soll die geplante Präventivhaft sogenannter
Gefährder nicht auf maximal 74 Tage, sondern auf 35 Tage ausgedehnt
werden können. Darauf verständigten sich Spitzenpolitiker beider
Parteien bei einem Treffen des erweiterten Koalitionsausschusses. Der
längere Unterbindungsgewahrsam war im Koalitionsvertrag vereinbart
worden. Die CDU hatte im Wahlkampf sogar 18 Monate Präventivhaft
gefordert. Der Zeitung zufolge verständigten sich beide Seiten unter
anderem auch auf Kompromisse hinsichtlich Videoüberwachung und
Polizeibefugnisse beim Kampf gegen Organisierte Kriminalität. Die
Novelle, die dem Landtag im Mai zur Abstimmung vorgelegt werden soll,
regelt auch den Einsatz von Online-Trojanern, Körperkameras von
Polizisten, die Verwendung von Elektroschockern durch die Beamten,
den Einsatz von Fußfesseln und das Aufstellen von Streckenradar zur
Geschwindigkeitskontrolle im Straßenverkehr.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/8001: Sprache, Kunst und Medium - 03.03.2019 (SB)




VOM TAGE



Leipziger Ausstellung befaßt sich mit dem "Phänomen Verein"

Deutschland ist bekannt für seine reiche Vereinskultur. In etwa
600.000 solcher Einrichtungen sind 44 Prozent aller Deutschen
Mitglieder.

Das beschränkt sich nicht auf Gesangs- und Schützenvereine oder den
Sport, das Spektrum ist sehr viel breiter. Diesem Phänomen widmet sich
bis Ende August eine Ausstellung im Leipziger Zeitgeschichtlichen
Forum.

Unter allen möglichen Blickwinkeln und mit Hilfe von rund 300
Exponaten beleuchten die Kuratoren das Thema unter dem Motto "Mein
Verein".

Vor zwei Jahren war die Schau bereits im Bonner Haus der Geschichte zu
sehen. Für Leipzig wurde sie laut MDR Kultur noch einmal aktualisiert.
Auch die Vereinskultur der DDR erhielt breiten Raum.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/8068: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 03.03.2019 (SB)




VOM TAGE



USA und Südkorea stellen gemeinsame Großmanöver ein

Der geschäftsführende US-Verteidigungsminister Patrick Shanahan und
sein südkoreanischer Kollege Jeong Kyeong Doo haben nach Angaben des
Pentagons am Telefon abgesprochen, die alljährlichen gemeinsamen
Großmanöver sowie ihre Kommandoschulung nicht mehr durchzuführen. Der
Verzicht darauf wird als Angebot an Nordkorea im Rahmen der
Verhandlungen über dessen Atomprogramm verstanden. Statt der
Großmanöver soll es mehrere kleine Militärübungen geben. Die USA und
Südkorea verzichten nicht auf die enge Kooperation ihrer
Streitkräfte. An diesem Montag beginnt eine neuntägige Kommandoübung.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/8082: Aus Parlament und Gesellschaft - 03.03.2019 (SB)




VOM TAGE



Deutschland strebt im Sicherheitsrat neues Chemiewaffenverbot an

Deutschland wird sich im Sicherheitsrat der Vereinten Nationen für
ein Verbot von Chemiewaffen in Kriegsgebieten einsetzen. Verstöße
gegen das Verbot sollen für die Verantwortlichen nicht folgenlos
bleiben, teilte das Auswärtige Amt in Berlin mit. Die Bundesregierung
hat den Abschlußbericht der Organisation für ein Verbot von
Chemiewaffen zum Zwischenfall in der syrischen Stadt Duma im April
2018 zum Anlaß ihrer Sicherheitsratinitiative genommen. Der
OPCW-Bericht konstatiert einen begründeten Verdacht, daß damals
Chemikalien als Waffe eingesetzt wurden. Einen Verantwortlichen nennt
die Organisation nicht. Dem Außenamt zufolge muß das Assad-Regime
endlich sein komplettes Chemiewaffenprogramm offenlegen und unter
internationaler Aufsicht vernichten.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/8051: Tragisches und Kurioses - 03.03.2019 (SB)




VOM TAGE



Flipflops haben an der ligurischen Steilküste nichts zu suchen

Wegen der Zunahme aufwendiger Rettungsaktionen schreiben die
Verantwortlichen der ligurischen Touristenregion Cinque Terre für alle
Personen festes Schuhwerk vor, die an der Steilküste zu den fünf
miteinander verbundenen malerischen Dörfern wandern wollen.

Offenbar unterschätzen viele Touristen die Gefahren auf den steilen
felsigen Wegen. Sogar mit Hubschraubern mußten wiederholt
Rettungsaktionen eingeleitet werden, weil sorglose Touristen wegen
verletzter Füße nicht mehr weiterkamen. Das gilt einem Bericht der ARD
Tagesschau besonders für Passagiere, die mit Kreuzfahrtschiffen im
nahen Hafen La Spezia anlanden.

Wer künftig auf dem Wanderweg mit Badelatschen oder ähnlich luftigem
Schuhwerk angetroffen wird, dem drohen Strafen zwischen 50 und 2500
Euro. Es soll allerdings zunächst mit einer Aufklärungskampagne
beginnen. Erst wenn das nicht fruchtet, sollen Bußgelder erhoben
werden.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/8079: Arbeit, Soziales und Familie - 03.03.2019 (SB)




VOM TAGE



Berliner Protestkundgebung gegen EU-Urheberrechtsreform

In Berlin haben am Samstag rund 3500 Menschen gegen die
EU-Urheberrechtsreform protestiert. Sie zogen vom
Axel-Springer-Verlag in Kreuzberg zum Brandenburger Tor, wo die
EU-Kommission ihre Vertretung hat. Die Teilnehmer der Kundgebung
befürchten vor allem den Einsatz sogenannter Upload-Filter, die
automatisch ins Netz hochgeladene Inhalte aussortieren. Das würde
massive Auswirkungen auf die Meinungsfreiheit und die Vielfalt des
Internets haben. Nach dem entsprechenden Artikel 13 benannte sich das
Bündnis "Berlin gegen 13". Zu der Demonstration hatten unter anderem
der Chaos Computer Club, der Journalistenverband Freischreiber und
der Verein Digitale Gesellschaft aufgerufen. Für die Demonstration
waren 300 Teilnehmer gemeldet worden. Die Polizei gab die
Teilnehmerzahl mit 2000 an. Am 23. März sollen deutschlandweit
Protestkundgebungen zum Thema stattfinden. Rund eine Woche später
erfolgt die endgültige Abstimmung über die Reform im EU-Parlament.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/8060: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 03.03.2019 (SB)




VOM TAGE



Großer Eisberg droht vom Brunt-Schelfeis abzubrechen

Die steigenden Temperaturen lassen das Eis an den Polen schwinden. So
mußte in der Antarktis die britische Forschungsstation Halley VI dpa
zufolge geschlossen werden, da die Stabilität des Brunt-Schelfeises,
auf dem die Station steht, in Gefahr ist. In der Nähe von Halley VI
droht ein Eisberg knapp doppelt so groß wie Berlin abzubrechen. Die
von dem Polarforschungsprogramm British Antarctic Survey (BAS)
betriebene Station, die das Eis mit Hilfe von GPS-Daten beobachtet,
hat Veränderungen vor allem in der Nähe eines Risses entdeckt. 
Obgleich rund um die Forschungsstation nur geringe Verformungen am Eis
festzustellen sind, will man kein unnötiges Risiko eingehen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/8067: Märkte und Finanzen - 03.03.2019 (SB)




VOM TAGE



Enormer Stromverbrauch durch Streaming-Dienste

Die Nutzung von Streaming-Plattformen verursacht weltweit einen
Stromverbrauch von rund 200 Milliarden Kilowattstunden. Das
berichtete der Energiekonzern Eon der Nachrichtenagentur dpa am
Samstag. Die Strommenge entspricht allem, was die deutschen Wind-,
Solar-, Wasserkraft- und Biomasseanlagen 2018 produziert haben. Für
die Zukunft wird ein noch höherer Stromverbrauch durch
Streaming-Plattformen erwartet, weil unter anderem die im Netz
transportierte Datenmenge mit der höheren Auflösung der
Video-Angebote steigt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WISSENSCHAFT/8083: Aus Forschung und Technik - 03.03.2019 (SB)




VOM TAGE



Überreste von Riesenfaultier statt Maya-Artefakte gefunden

Wenn Forscher den Boden nach Schätzen aus der Vergangenheit
durchsuchen, können sie so manche Überraschung erleben. So fanden
Anthropologen um Jean Larmon von der Universität Illinois, als sie in
Zentralamerika den Grund eines Sees nach Maya-Artefakten absuchten,
die 27.000 Jahre alten Überreste eines Riesenfaultiers (Eremotherium
laurillardi). Offenbar war dem vier Meter großen Tier ein tiefes
Wasserloch zum Verhängnis geworden. Schlecht für das Tier, gut für
die Wissenschaft. Untersuchungen an den Faultier-Zähnen ergaben laut
dpa, daß das Tier in seinem letzten Lebensjahr vor allem Blätter von
Bäumen und Gras gefressen hatte.
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / ASTRONOMIE





PLANET/674: DLR-Marsmaulwurf hämmert sich erstmals in den Untergrund des Roten Planeten (DLR)


Deutsches Zentrum für Luft- und Raumfahrt (DLR) - 01.03.2019

"Glück auf!": DLR-Marsmaulwurf hämmert sich erstmals in den Untergrund
des Roten Planeten



Am 28. Februar 2019 hat sich der Marsmaulwurf des Deutschen Zentrums für
Luft- und Raumfahrt (DLR) erstmals vollautomatisch in den Marsboden
gehämmert. In einem ersten Schritt drang er über eine Phase von vier
Stunden mit 4000 Hammerschlägen etwa 18 bis 50 Zentimeter
in den Marsboden ein. "Bei seinem Weg in die Tiefe ist der Maulwurf
anscheinend auf einen Stein getroffen, hat sich um etwa 15 Grad geneigt und
diesen beiseitegedrückt oder sich an ihm vorbeigeschoben", sagt der
wissenschaftliche Leiter des HP³-Experiments Prof. Tilman Spohn.
"Anschließend hat er sich in fortgeschrittener Tiefe gegen einen weiteren
Stein gearbeitet, bis die geplante vierstündige Betriebszeit der ersten
Sequenz abgelaufen war." Bei Tests auf der Erde zeigte sich, dass die
stabförmige Rammsonde in der Lage ist kleinere Steine zur Seite zu
schieben, was allerdings sehr zeitintensiv ist.

Nach einer Abkühlpause wollen die Forscher den Maulwurf in einer zweiten
Sequenz für erneut vier Stunden weiterhämmern lassen. In den Folgewochen
mit weiteren Abschnitten wollen sie bei ausreichend porösem Untergrund eine
Zieltiefe von drei bis fünf Metern erreichen. Dabei zieht der Maulwurf
hinter sich ein mit Temperatursensoren bestücktes, fünf Meter langes
Flachbandkabel in den Marsboden hinein. Das Kabel ist mit 14
Temperatursensoren bestückt, um nach Erreichen der Zieltiefe die
Temperaturverteilung mit der Tiefe und ihre Änderung mit der Zeit und damit
den Wärmefluss aus dem Marsinneren zu messen.

Millimeterarbeit mit Schneckengetriebe

Die stabförmige Rammsonde nutzt einen vollautomatischen, elektrisch
angetriebenen Hammerschlagmechanismus. Immer wieder spannt ein rotierendes
Schneckengetriebe die Hauptfeder, die sich mit einem Hammerstoß entlädt.
Eine zweite Feder dämpft den Rückstoß. "Man kann sich den Marsmaulwurf von
der Funktion her vorstellen wie einen großen Nagel, der über einen
eingebauten Hammer verfügt", erklärt Torben Wippermann vom DLR-Institut für
Raumfahrtsysteme die Technik.

Hämmern, Abkühlen, Heizen, Messen

Die Sonde pausiert nach jedem Schritt für etwa drei Marstage (Sol), um nach
dem mehrstündigen Hämmern mit Reibung und Hitzeentwicklung etwa zwei Tage
abzukühlen und dann bei ausreichender Tiefe die Wärmeleitfähigkeit des
Bodens zu messen. "Dazu wird eine Folie in der Hülle des Maulwurfs mit
bekannter elektrischer Leistung für einige Stunden geheizt", erklärt
DLR-Planetenforscher Dr. Matthias Grott. "Der gleichzeitig gemessene
Anstieg der Temperatur der Folie gibt uns dann ein Maß für die
Wärmeleitfähigkeit des unmittelbar umgebenden Bodens." Ergänzend misst das
am InSight-Lander angebrachte Radiometer (Infrarotstrahlungsmesser) die
Temperatur des Marsbodens an der Oberfläche, die von leichten Plusgraden
bis fast minus hundert Grad Celsius schwankt. Später, nach Erreichen der
Zieltiefe, sollen die Daten der Temperatur- und
Wärmeleitfähigkeitsmessungen und die Radiometerdaten am Kontrollzentrum
beim DLR in Köln empfangen, aufbereitet und dann von den Wissenschaftlern
des DLR-Instituts für Planetenforschung ausgewertet werden.

Das HP³-Instrument auf der NASA-Mission InSight

Die Mission InSight wird vom Jet Propulsion Laboratory (JPL) in Pasadena,
Kalifornien, im Auftrag des Wissenschaftsdirektorats der NASA durchgeführt.
InSight ist eine Mission des NASA-Discovery-Programms. Das DLR steuert zur
Mission das Experiment HP³ (Heat Flow and Physical Properties Package)
bei. Die wissenschaftliche Leitung liegt beim DLR-Institut für
Planetenforschung, welches das Experiment federführend in Zusammenarbeit
mit den DLR-Instituten für Raumfahrtsysteme, Optische Sensorsysteme,
Raumflugbetrieb und Astronautentraining, Faserverbundleichtbau und
Adaptronik, Systemdynamik und Regelungstechnik sowie Robotik und
Mechatronik entwickelt und realisiert hat. Daneben sind beteiligte
industrielle Partner: Astronika und CBK Space Research Centre, Magson und
Sonaca, das Institut für Photonische Technologie (IPHT) sowie die
Astro- und Feinwerktechnik Adlershof GmbH. Wissenschaftliche Partner sind
das ÖAW Institut für Weltraumforschung und die Universität Kaiserslautern.
Der Betrieb von HP³ erfolgt durch das Nutzerzentrum für
Weltraumexperimente (MUSC) des DLR in Köln. Darüber hinaus hat das DLR
Raumfahrtmanagement mit Mitteln des Bundesministeriums für Wirtschaft und
Energie einen Beitrag des Max-Planck-Instituts für Sonnensystemforschung
zum französischen Hauptinstrument SEIS (Seismic Experiment for Interior
Structure) gefördert.

Ausführliche Informationen zur Mission InSight und zum Experiment HP³
finden Sie auf der DLR-Sonderseite zur Mission mit ausführlichen
Hintergrundartikeln sowie in der Animation und der Broschüre zur Mission
und über den Hashtag #MarsMaulwurf auf dem DLR-Twitterkanal. Aktuell
berichtet Prof. Tilman Spohn, leitender Wissenschaftler des
HP³-Experiments, in Blogposts über die Aktivitäten des
'Marsmaulwurfs'.


Die Pressemitteilung mit Bildern und einer Animation finden Sie unter:


https://www.dlr.de/dlr/presse/desktopdefault.aspx/tabid-10172/213_read-32400/#/gallery/33593

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 01.03.2019

Deutsches Zentrum für Luft- und Raumfahrt (DLR)

Unternehmenskommunikation, Linder Höhe, 51147 Köln

http://www.dlr.de/
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INFOPOOL / POLITIK / BILDUNG





GEWERKSCHAFT/296: Bildungsgewerkschaft - "8 Prozent mehr in drei Schritten" (GEW)


Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft - 2. März 2019

GEW: "8 Prozent mehr in drei Schritten"

Bildungsgewerkschaft zum Abschluss der Tarifrunde öffentlicher Dienst
Länder: Gesamtpaket geschnürt - angestellte Lehrkräfte erhalten zusätzlich
75 Euro mehr



Potsdam - Als "ordentlichen Abschluss" hat die Gewerkschaft Erziehung und
Wissenschaft (GEW) das Ergebnis der Verhandlungen für die im öffentlichen
Dienst der Länder Beschäftigten bezeichnet. Die Gehälter steigen in drei
Schritten um 8 Prozent, darin enthalten ist eine soziale Komponente von 240
Euro über die Vertragslaufzeit von 33 Monaten. Der Verdienst von
Berufsanfängern wird überproportional erhöht. "Mit der Einigung in mehreren
komplexen Themenbereichen auf ein Gesamtpaket haben Gewerkschaften und
Arbeitgeber gezeigt, dass sie ihrer gesellschaftspolitischen Verantwortung
gerecht geworden sind. Das Ergebnis stärkt die Attraktivität des
öffentlichen Dienstes", sagte die GEW-Vorsitzende Marlis Tepe am Samstag in
Potsdam nach Abschluss der Tarifverhandlungen. "Die Gewerkschaften haben
durchgesetzt, dass die Beschäftigten ihren Anteil an der positiven
Gesamtentwicklung bekommen, für die sie mit ihrer Arbeit die
Voraussetzungen geschaffen haben. Mit den steigenden Gehältern wird ein
Beitrag zur Stabilisierung der Binnenkonjunktur geleistet."

Als Teil des Pakets gebe es über die Gehaltssteigerungen hinaus zusätzliche
Verbesserungen für viele Lehrkräfte und die Länderbeschäftigten im Sozial-
und Erziehungsdienst (SuE). "Die Zulage der angestellten Lehrkräfte erhöht
sich um 75 auf 105 Euro. Damit ist ein wichtiger Schritt in Richtung
Paralleltabelle getan - auch wenn sich die GEW noch mehr gewünscht hätte.
Aber jetzt gibt es eine verbindliche Vereinbarung über den Weg, wie die
Paralleltabelle endgültig erreicht wird", unterstrich Tepe. Sie stellte
fest, dass die SuE-Beschäftigten in den Ländern künftig auf dem Niveau
bezahlt werden wie ihre Kolleginnen und Kollegen in den Kommunen. "Das ist
ein deutliches Zeichen der Anerkennung der gesellschaftlich wichtigen
Arbeit, die Erzieherinnen sowie Sozialarbeiter und Sozialpädagogen
leisten", betonte Tepe.


Info: Die Gehälter der Beschäftigten steigen in drei
Schritten: rückwirkend zum 1. Januar 2019 um 3,2 Prozent, enthalten ist ein
Mindestbetrag von 100 Euro, zum 1. Januar 2020 um weitere 3,2 Prozent,
enthalten sind 90 Euro Mindestbetrag, und zum 1. Januar 2021 nochmals um
1,4 Prozent, enthalten sind 50 Euro Mindestbetrag.

Die Stufe 1 in den Entgeltgruppen des Tarifvertrages des Länder (TV-L)
steigt überall mit gut 11 Prozent in diesem Zeitraum überproportional.

Der Vertrag hat eine Laufzeit von 33 Monaten und endet am 30. September
2021.

Die Zulage, die rund 50.000 angestellte Lehrkräfte erhalten, steigt von
derzeit 30 Euro um 75 auf 105 Euro.

Zum 1. Januar 2020 werden für die Beschäftigten im Sozial- und
Erziehungsdienst der Länder die Eingruppierungsvorschriften und die
Entgelttabelle (S-Tabelle des Tarifvertrages für den öffentlichen Dienst
(TVöD)), die für den Bund und die Kommunen gelten, übernommen.

Die GEW fordert die wirkungs- und zeitgleiche Übertragung des
Tarifergebnisses auf die Beamtinnen und Beamten.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 2. März 2019

Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft

Hauptvorstand, Reifenberger Str. 21, 60489 Frankfurt a.M.

Telefon: 069/78973-0, Fax: 069/78973-201

E-Mail: info@gew.de

Internet: www.gew.de
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VORTRAG/2311: Berlin - Helle Panke Veranstaltungen vom 05.03. bis 09.03.2019


Helle Panke

Veranstaltungen in der 10. Kalenderwoche 2019



Liebe Leserinnen und Leser,

gern informieren wir Sie über unsere Veranstaltungen in der kommenden
Woche, die von zwei Konferenzwochenenden umrahmt wird.

Samstag, 2. März 2019, 10:00 bis 20:00 Uhr

15. Hermann-Henselmann-Kolloquium

100 Jahre Groß-Berlin 2020: Die Planungskultur


Dienstag, 5. März 2019, 10:00 bis 12:00 Uhr

Seniorenklub im Karl-Liebknecht-Haus

"Ich mach ein Lied aus Stille"

Eine Hommage an Eva und Erwin Strittmatter mit Johanna Arndt und Nicolas
Miquea

Moderation: Marilies Müller

Kosten: 2,00 Euro

Ort: Karl-Liebknecht-Haus, Kleine Alexanderstr. 28, 10178 Berlin


Dienstag, 5. März 2019, 19:00 bis 21:00 Uhr

Linke Metropolenpolitik

Renten aus Betongold?

Was institutionelle Anleger auf dem Berliner Immobilienmarkt treiben

Referentin: Prof. Dr. Susanne Heeg (Universität Frankfurt/M.)

Moderation: Jonathan Diesselhorst (Stadt von Unten)

Ene Kooperation von Helle Panke und der Initiative "Stadt von unten".

Kosten: 2,00 Euro

Ort: Helle Panke, Kopenhagener Str. 9, 10437 Berlin


Mittwoch, 6. März 2019, 19:00 bis 21:00 Uhr

Geschichte

Klaus Gysi (1912-1999)

Gespräch zwischen Dr. Hans Modrow und dem Autor und Journalisten
Hans-Dieter Schütt über Klaus Gysis Leben in den weltgeschichtlichen
Prüfungen des vergangenen Jahrhunderts.

Moderation: Birgit Pomorin

Eine Veranstaltung von Helle Panke in Kooperation mit der Modrow
Stiftung.

Kosten: 2,00 Euro

Ort: Helle Panke, Kopenhagener Str. 9, 10437 Berlin


Donnerstag, 7. März 2019, 18:00 bis 20:00 Uhr

Vernissage in der Galerie

Helene Endlich / Frauke Heinze: "Jetzt und hier"

Malerei und Grafik

Laudatio: Helmut Müller

Musik: Holger Bey (Gitarre/Sound), Cristin Dross (Violine)

Ort: Helle Panke, Kopenhagener Str. 9, 10437 Berlin


Samstag, 9. März 2019, 10:00 bis 17:30 Uhr

Konferenz

Die zweite Revolution? - Das Frühjahr 1919 in Deutschland und Europa

Mit: Marcel Bois, Stefan Bollinger, Gisela Notz, Klaus Wisotzky, Mario
Hesselbarth, Mirjam Sachse, Sebastian Zehetmair, Béla Bodó, Simon Webb,
Pietro Di Paola, Axel Weipert, Mark Jones, Klaus Gietinger
Dietmar Lange

In Kooperation von Helle Panke und dem Bezirksmuseum Lichtenberg

Kosten: 10,00 Euro / erm. 6,00 Euro (inkl. Versorgung). Wir bitten um
Anmeldung: info@helle-panke.de

Ort: Rathaus Lichtenberg, Möllendorffstraße 6, 10367 Berlin

 * 

PUBLIKATIONEN

Philosophische Gespräche

Heft 56

Gesellschaftspolitik. Anmerkungen zu Rosa Luxemburg

von: Diethard Behrens: 40 Seiten, 2019, 3 €

hefte zur ddr-geschichte

Heft 148

Die Seminare des ZK der SED mit den Generaldirektoren der Kombinate in
Leipzig ("Mittag-Seminare") 1978 bis 1989

Beiträge von: Klaus Steinitz, Christa Bertag, Karl Döring, Jörg
Roesler, 43 Seiten, 2018, 3 €

Reihe "Pankower Vorträge"

Heft 221: Reformen im Realsozialismus der 60er Jahre und ihre
politischen Konsequenzen (II)

NÖS, Praxisdebatte, Kybernetik und Demokratischer Sozialismus 

Konferenzbeiträge, Teil 2 (Teil 1 erschien als Heft 217), Berlin 2018,
48 Seiten
Konferenzbeiträge, Teil 2
Beiträge von: Boris Kanzleiter, Judith Dellheim, Annette Vogt, Erika
Maier, 48 Seiten, 2018, 3 €

 * 

Zu vielen Veranstaltungen der Hellen Panke entstehen
Heftpublikationen. Jedes dieser Hefte können Sie für 3 Euro (plus
Versand)
über die Homepage bestellen. Ein Gesamtverzeichnis aller bisher
erschienenen Hefte und ein AutorInnenverzeichnis finden Sie auf der
Internetseite der Hellen Panke. Dort können Sie auch das umfangreiche
Antiquariat der Hellen Panke einsehen.

Weitere Informationen:

www.helle-panke.de


Öffnungszeiten der Geschäftsstelle

Montag - Donnerstag 14.00 - 17.00 Uhr

 * 

Quelle:

"Helle Panke" e.V. - Rosa-Luxemburg-Stiftung Berlin

Kopenhagener Str. 76, 10437 Berlin

Telefon (030) 47 53 87 24, Fax (030) 47 37 87 75

E-Mail: info@helle-panke.de

Internet: www.helle-panke.de
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GEWERKSCHAFT/1788: Abschluss bei Tarifverhandlungen für den öffentlichen Dienst der Länder (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
2. März 2019

Abschluss bei Tarifverhandlungen für den öffentlichen Dienst der
Länder: Deutlich mehr Geld für untere und mittlere Lohngruppen,
Pflegekräfte und Einsteiger



Berlin - In der Tarif- und Besoldungsrunde für die über eine Million
Beschäftigten der Bundesländer (ohne Hessen) haben sich
Gewerkschaften und Arbeitgeber am Samstag in Potsdam auf ein
umfassendes Gesamtpaket aus prozentualen Anhebungen und strukturellen
Verbesserungen verständigt. Die Einigung sieht eine Anhebung der
Gehälter im Gesamtvolumen von 8 Prozent, mindestens 240 Euro, mit
einer Laufzeit von 33 Monaten vor. "Das ist das beste Ergebnis seit
vielen Jahren und ein guter Tag für die Beschäftigten des
öffentlichen Dienstes", sagte der Vorsitzende des Vereinten
Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di), Frank Bsirske.

Die Einigung sei zugleich "eine positive Nachricht für alle
Bürgerinnen und Bürger, die auf gute öffentliche Dienstleistungen
angewiesen sind", sagte Bsirske. So bringe der Abschuss einen
Gehaltssprung von mehreren hundert Euro für Pflegekräfte und deutlich
bessere Löhne für Erzieherinnen und Erzieher, Lehrkräfte an Schulen
sowie für Polizei und Rettungskräfte. "Damit haben wir die
Attraktivität des öffentlichen Dienstes für Fachkräfte und
Berufseinsteiger nachhaltig verbessern können. Das ist ein Erfolg für
beide: Gewerkschaften und Arbeitgeber."

Im Einzelnen sollen die Gehälter im Gesamtvolumen rückwirkend zum 1.
Januar 2019 um 3,2 Prozent, mindestens aber um 100 Euro, angehoben
werden. Ein weiterer Anhebungsschritt um 3,2 Prozent (mindestens 90
Euro) erfolgt zum 1. Januar 2020 und um 1,4 Prozent (mindestens 50
Euro) zum 1. Januar 2021. Pflegekräfte erhalten darüber hinaus
zusätzlich 120 Euro monatlich. Auszubildende bekommen zum 1. Januar
2019 und zum 1. Januar 2020 jeweils 50 Euro mehr.

Darüber hinaus soll eine Aufwertung der Einstiegsgehälter (Stufe 1
der Entgelttabelle) in allen 15 Entgeltgruppen die Arbeit im
Landesdienst für Neueinsteiger attraktiver machen. Diese Aufwertung
beträgt im Volumen rund 11 Prozent und erfolgt in zwei Schritten zum
1. Januar 2020 sowie zum 1. Oktober 2020. "Davon profitieren
insbesondere die unteren und mittleren Lohngruppen", erläuterte
Bsirske.

ver.di fordert von den Bundesländern die zeit- und inhaltsgleiche
Übertragung des Ergebnisses auf die Beamtinnen und Beamten sowie die
Versorgungsempfängerinnen und Versorgungsempfänger.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 02.03.2019

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Bundesvorstand, Pressestelle

Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin

Telefon: 030/6956-1011 und -1012, Fax: 030/6956-3001

E-Mail: pressestelle@verdi.de

Internet: www.verdi.de
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GEWERKSCHAFT/1787: Nachunternehmerhaftung in der Paketbranche - Gesetzvorhaben begrüßt (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
2. März 2019

Nachunternehmerhaftung in der Paketbranche: ver.di begrüßt
Gesetzvorhaben des Bundesarbeitsministers



Berlin - Die Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) begrüßt die
Ankündigung des Bundesarbeitsministers Hubertus Heil (SPD), ein
Gesetz zur Nachunternehmerhaftung für die Paketbranche auf den Weg zu
bringen. "Die Branche steht hinsichtlich der Arbeitsbedingungen
vielfach am Abgrund. Das entschlossene Handeln tut dringend Not und
hilft den Beschäftigten, den Unternehmen sowie den Verbraucherinnen
und Verbrauchern", sagte die stellvertretende ver.di-Vorsitzende
Andrea Kocsis.

Angesichts der zunehmend katastopalen Arbeitsbedingungen bei den
Subunternehmen der Paketdienste fordert ver.di seit längerem vom
Gesetzgeber, für die Paketbranche eine Nachunternehmerhaftung für die
Sozialversicherungsbeiträge einzuführen. Kocsis: "Eine solche
Regelung folgt dem Prinzip: Wer Arbeit auslagert, bleibt dafür auch
verantwortlich."

In zahlreichen Bundesländern haben Kontrollen von Zoll und Polizei zu
staatsanwaltschaftlichen Ermittlungen gegen Subunternehmen der
Paketbranche geführt. Verstöße gegen das Mindestlohngesetz, das
Arbeitszeitgesetz, Steuerhinterziehung wegen unzulässig im Ausland
angemeldeter Fahrzeuge, Urkundenfälschung und illegales Einschleusen
von Ausländern sind die Delikte, die im Fokus der Ermittler stehen.
Der Arbeitsmarkt in der Paketbranche ist zweigeteilt. Nur zwei der
fünf großen Paketdienste in Deutschland arbeiten überwiegend mit
eigenen, fest angestellten Zustellerinnen und Zustellern. Sie haben
sozialversicherungspflichtige Arbeitsplätze und werden nach Tarif
bezahlt. Ansonsten werden fast ausschließlich Subunternehmen
eingesetzt. Dort sind die Arbeitsbedingungen vielfach prekär. Seit
geraumer Zeit wird über entsprechende Personalvermittlungen verstärkt
mit Beschäftigten aus Osteuropa gearbeitet. Sie kennen ihre Recht
nicht oder fordern sie aus Angst vor einem Arbeitsplatzverlust nicht
ein.

Aus Sicht von ver.di kann nicht hingenommen werden, dass das Wachstum
in der Paketbranche überwiegend über prekäre Arbeitsbedingungen
stattfindet. "Tariflich und sozial geschützte Arbeitsplätze dürfen
nicht weiter unter Druck geraten", so Kocsis.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 02.03.2019

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Bundesvorstand, Pressestelle

Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin

Telefon: 030/6956-1011 und -1012, Fax: 030/6956-3001

E-Mail: pressestelle@verdi.de

Internet: www.verdi.de
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SCHACH-SPHINX/06855: Nur Narren halten es für ein Spiel (SB)


Jeder schlechte Zug ist ein Hieb, den man sich selber versetzt. Der
Gegner hilft in der Regel dann nur noch nach, vergrößert und vertieft
die Wunde am strategisch-taktischen Partienkörper. Es ist das
Kernstück der Professionalität im Schach, daß man sich mit seinem
Spiel identifiziert. Man spürt förmlich die Schläge, die auf einen
niederprasseln. Jeder Großmeister wird es ehrlich zugeben. Er leidet
mit seiner Partie, fürchtet das Ende, die Kapitulation und hofft
inständig auf Rettung mit allen Fasern seines Selbst. Diese
Identifizierung hat nichts Neurotisches an sich. Jeder Mensch setzt
eine Handlung mit sich gleich. Er kennt nicht die Distanz eines
Müßiggängers oder Schwadroneurs, der sich gerne über die Dinge erhebt.
Ein Schachspieler ist stets mittendrin im Tumult. Ihm kommt gar nicht
der Gedanke, es könnte anders sein. Nur Narren sagen, es sei bloß ein
Spiel. Nun zum heutigen Rätsel der Sphinx, wo Viktor Kortschnoj den
damaligen amerikanischen Jugendweltmeister Tal Shaked in einer
sagenhaften Partie besiegte. Kortschnoj, der alte Drache, spielte nun
1.h5-h6!, worauf sein junger Kontrahent 1...Se6xd4 2.h6xg7+ Lf6xg7
erwiderte. Nach Kortschnojs Antwort 3.Td1xd4! kapitulierte der
Amerikaner. Offenbar war ihm der Schmerz zu groß geworden. Warum,
Wanderer?






[image: SCHACH-SPHINX/06855: Nur Narren halten es für ein Spiel (SB)]



Kortschnoj - Shaked

Cannes 1998


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Anand ließ sich von 1...Tc3-c2 nicht beeindrucken, denn mit 2.g2-g4!
enttarnte er den Versuch als bloße Chimäre. Swidler durfte sich nun
auf den Damentausch 2...Tc2xd2 3.g4xf5 nicht einlassen, da zwei seiner
Figuren gleichzeitig bedroht gewesen wären. Mittels 2...Sg6-h4 hoffte
er, sich aus dem Schlamassel ziehen zu können. Irrtum! wie Anand
schlagend nachwies: 3.g4xf5 Sh4xf3+ 4.Kg1-h1 Sf3xd2 5.Te1-e2! und der
schwarze Springer war gefesselt und bliebe es auch nach 5...Tc2-c1+
6.Kh1-g2. Also verwickelte Swidler mit 5...Sd2-c4, sah sich freilich
nach 6.Te2xc2 Sc4xe3 7.Tc2-e2 vor die Wahl gestellt, entweder nach
7...Se3xf5 8.Sc5xe6 oder 7...Lg7xd4 8.Sc5xe6 c7-c5 9.b3-b4! Konkurs
anzumelden. Er wählte die dritte Variante und gab sogleich auf.



Erstveröffentlichung am 4. März 2006

3. März 2019






Copyright 2019 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / SPORT / BOXEN





MELDUNG/2329: Mittelgewicht - Kapriolen einer Diva ... (SB)




Trilogie zwischen Golowkin und "Canelo" steht in den Sternen

Saul "Canelo" Alvarez gleicht einer Diva, deren Kapriolen alle Welt zu
Diensten sein muß, solange sie die ansehnlichste Ernte einfährt. Dank
seiner riesigen Fangemeinde beiderseits des Rio Grande - um einmal das
Klischee des klassischen Westerns zu bedienen - weiß der Mexikaner
einflußreiche Interessen auf seiner Seite, die ihm im Zweifelsfall aus
der Patsche helfen. So ist von fünf wichtigen Kämpfen in seiner
Karriere die Rede, die er nur deswegen nicht verloren hat, weil die
Punktrichter einen unerklärlich schlechten Tag hatten. Auch pfeifen
die Spatzen von den Dächern, daß er gefährlichen Gegnern stets aus dem
Weg gegangen ist und sich dabei der fadenscheinigsten Ausflüchte
bedient hat. Und nicht zuletzt hat er viele Gegner übervorteilt, indem
er durch nächtliche Rehydration zwischen Wiegen und Kampf plötzlich
wesentlich schwerer als sie in den Ring stieg. Wenngleich "Canelo"
nichts macht, was nicht andere ebenfalls praktizieren oder zumindest
tun würden, sofern sich ihnen die Gelegenheit dazu böte, tritt diese
Vorteilsnahme bei ihm in außergewöhnlicher Häufung und Permanenz in
Erscheinung.

Sein kongenialer Impresario Oscar de la Hoya bedient als Promoter
virtuos die Klaviatur der wortreichen Vermarktung seines Superstars,
dessen Glanz und Größe er unablässig beschwört, während er ihm durch
geschickte Manöver Schlupflöcher, Auswege und Erfolge durch die
Hintertür beschert. Davon weiß auch Gennadi Golowkin ein Lied zu
singen, dessen Karriere "Canelo" und De la Hoya schwer ramponiert
haben. Lange lief der Mexikaner unter den fadenscheinigsten Vorwänden
vor ihm weg und legte sogar den WBC-Titel nieder, um nicht gegen den
Kasachen antreten zu müssen. Erst als Golowkin allmählich nachzulassen
schien und nicht mehr jeden Auftritt vorzeitig gewann, hielt man die
Zeit für gekommen, es mit ihm aufzunehmen. Das wäre bekanntlich
schiefgegangen, hätten nicht die Punktrichter in Las Vegas zunächst
ein aberwitziges Unentschieden und bei der Revanche einen knappen Sieg
für "Canelo" fabriziert.

Saul Alvarez hat de facto zweimal gegen Gennadi Golowkin verloren und
wird daher keinesfalls ein drittes Mal gegen ihn antreten. Wenngleich
der erste Kampf unentschieden und der zweite mit einem knappen
Punktsieg des Mexikaners endete, dürfte doch die Mehrzahl der Fans und
Experten die Auffassung teilen, daß der Kasache in beiden Fällen von
den Punktrichtern in Las Vegas über den Tisch gezogen wurde. Golowkin,
der am 8. April seinen 37. Geburtstag feiert, müßte nach Lage der
Dinge wohl noch einige Jahre warten, bis "Canelo" vielleicht bereit
wäre, sich abermals mit ihm zu messen. Jedenfalls ist inzwischen keine
Rede mehr davon, daß es im September zum vielfach geforderten dritten
Aufeinandertreffen der Erzrivalen kommen könnte.

Der Star der Golden Boy Promotions hat für das laufende Jahr als Ziel
ausgewiesen, er wolle alle maßgeblichen Titel im Mittelgewicht
zusammenführen. Für ihn gebe es noch viel zu tun, da er sich stets
neue Ziele setze und mit jedem weiteren Kampf Geschichte schreiben
wolle. Dieses Jahr werde er reinen Tisch in dieser Gewichtsklasse
machen und sämtliche Gürtel gewinnen. Er wolle nicht ausschließen,
2019 sogar drei Auftritte zu geben, mache dies aber davon abhängig,
wie hart die Kämpfe im Mai und September verlaufen. [1]

"Canelo", für den 51 Siege, eine Niederlage und zwei Unentschieden zu
Buche stehen, hatte Golowkin im September 2018 die Titel der Verbände
WBA und WBC abgenommen. Am 4. Mai trifft er auf den IBF-Weltmeister
Daniel Jacobs, um die dritte Trophäe im Mittelgewicht zu erbeuten.
Sollte ihm das gelingen, käme Mitte September der WBO-Champion
Demetrius Andrade an die Reihe. Was zunächst nach einem glaubwürdigen
Vorhaben klingen mag, erweist sich bei näherem Hinsehen als ein
weiteres Manöver des Mexikaners, den leichten Weg zu bevorzugen, aber
dies mit dem angeblichen Wunsch zu begründen, geschichtsträchtige
Glanztaten zu vollbringen.

Die Vorstellung, er werde sich in den Augen der Fangemeinde
unsterblich machen, indem er alle vier Titel zusammenführt, geht weit
an den tatsächlichen Verhältnissen im Boxgeschäft der Gegenwart
vorbei. Das Publikum möchte in erster Linie hochklassige Kämpfe
populärer Kontrahenten sehen, während die Anzahl der Gürtel eine eher
untergeordnete Rolle spielt. Hinzu kommt natürlich, daß die
Aufstellung der Ranglisten und die Vergabe der Titel selbst unter
Experten nicht selten ein ungläubiges Staunen auslöst. Dem breiteren
Publikum dürften die Winkelzüge der Verbandspolitik ohnehin weitgehend
unbekannt und letztlich gleichgültig sein.

Ist Terrence Crawford populärer geworden, als er alle Gürtel im
Halbweltergewicht vereinigt hatte? Wurde der Ukrainer Oleksandr Ussyk
zum weltweiten Star, weil ihm dasselbe Kunststück im Cruisergewicht
gelang? Ussyks jüngster Sieg über den in seiner Heimat beliebten
Briten Tony Bellew dürfte mehr dazu beigetragen haben, seinen Namen
bekannt zu machen, als die Erfolge gegen Mairis Briedis, Murat
Gassijew und Krzysztof Glowacki, die ihm die Titel einbrachten. Das
gilt auch für Crawford, dessen bevorstehender Kampf gegen Amir Khan
geeignet sein sollte, ihm die langersehnte Aufmerksamkeit des
breiteren Publikums zu bescheren. Auch Wassyl Lomatschenko
verschwendet im Grunde seine Zeit, indem er die Gürtel im
Leichtgewicht einsammelt, statt gegen Gervonta Davis, Oscar Valdez,
Mikey Garcia, Teofimo Lopez oder Miguel Berchelt anzutreten.

Ginge es Saul Alvarez tatsächlich um Ruhm und Ehre, würde er sich
nicht mit Demetrius Andrade abgeben, sondern statt dessen Gennadi
Golowkin im September eine Chance einräumen, sich zu rehabilitieren.
Oder wenn es schon nicht der Kasache sein soll, weil er ihn für zu
gefährlich hält, dann eben Jermall Charlo, Callum Smith, Gilberto
Ramirez, Dmitri Biwol, Sergej Kowaljow oder notfalls auch Chris
Eubank, die beim Publikum höher im Kurs stünden als der recht dubiose
WBO-Titel im Mittelgewicht. Letzten Endes reicht ein Titel völlig aus,
und selbst ohne einen Gürtel kann ein populärer Champion hohes Ansehen
genießen und in guter Erinnerung bleiben, sofern er gefährlichen
Gegnern nicht aus dem Weg geht und auf attraktive Weise kämpft.

Wollte sich Saul "Canelo" Alvarez unter die Legenden des Boxsports
einreihen, müßte er endlich anfangen, seine Karriere nicht unter
Umgehung der jeweils stärksten Kontrahenten voranzubringen. Auch
sollte er nicht ständig Ausflüchte vorbringen, um das Offensichtliche
in Abrede zu stellen. So steht ihm der Sinn augenscheinlich nicht
danach, mit Jaime Munguia in den Ring zu steigen, was er damit
begründet, er wolle nicht gegen einen mexikanischen Landsmann
antreten. Das dürfte den Golden Boy Promotions kaum gefallen, die
Pläne schmiedeten, in absehbarer Zeit einen Kampf gegen Munguia auf
die Beine zu stellen, der zweifellos sein Publikum fände und
einträglich wäre. Indem "Canelo" die noble Geste vorhält, angeblich
seinen boxenden Landsleuten nicht schaden zu wollen, schließt er
natürlich ein ganzes Segment potentieller Gegner aus. Das schränkt
nicht nur den Spielraum seines Promoters Oscar de la Hoya ein, sondern
könnte auch die Frage aufwerfen, ob der Champion andere mexikanische
Boxer am Ende schlichtweg nicht für würdig hält, sich mit ihm zu
messen.


Fußnote:

[1] www.boxingnews24.com/2019/03/canelo-vs-ggg-trilogy-fight-unlikely-for-2019/

3. März 2019
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AKTION/661: Rückenwind für Gesetzentwurf des Volksbegehrens (Volksbegehren Artenvielfalt)


Volksbegehren Artenvielfalt - Gemeinsame Pressemitteilung, 1. März
2019

Rückenwind für Gesetzentwurf des Volksbegehrens

Laut Umfrage wollen bei einem Volksentscheid 84 Prozent für den
Entwurf stimmen



München, 01.03.2019 - Eine am Donnerstag in München veröffentlichten
Umfrage des GMS-Instituts stärkt die Verhandlungsposition des
Trägerkreises des Volksbegehrens "Rettet die Bienen!" am runden Tisch.
"Es ist sensationell, wie das Thema Artenschutz nun mitten in der
Bürgerschaft angekommen ist", freut sich Agnes Becker, Beauftragte des
Volksbegehrens Artenvielfalt und Stellvertretende Vorsitzende der ÖDP
Bayern.

Bei der repräsentativen Umfrage wurden Ende Februar rund 1.000 Bürger
befragt. Das Ergebnis: 84 Prozent wollen, wenn der Volksentscheid
morgen stattfinden würde, für den Gesetzentwurf des Volksbegehrens
stimmen. "Das Volksbegehren war eine Weichenstellung. Der Rückenwind
der Bevölkerung, zeigt, dass es kein Zurück mehr gibt. Es ist eine
klare Forderung nach einem substanziell wirksamen Artenschutzgesetz
und keinen weichgespülten unverbindlichen Zielsetzungen", sagt Dr.
Norbert Schäffer, LBV-Vorsitzender.

Der von Ministerpräsident Söder einberufene runde Tisch ist dennoch
wichtig. Denn er kann zusätzliche Maßnahmen auf den Weg bringen, die
aus rechtlichen Gründen im Rahmen des Volksbegehrens nicht möglich
waren. So könnten dringend nötige Fördermaßnahmen für eine
umweltfreundlichere Landwirtschaft auf den Weg gebracht werden. "Die
Bäuerinnen und Bauern können so eine zusätzliche Aufgabe als unsere
Natur- und Landschaftspfleger übernehmen. In diese Richtung müssen wir
im Sinne einer Versöhnung von Umweltschutz und Landwirtschaft denken",
sagt Ludwig Hartmann, Fraktionsvorsitzender der Grünen im Bayerischen
Landtag.

Die Zustimmung zum Gesetzentwurf des Volksbegehrens überwiegt bei
allen Wählern der im Landtag vertretenen Parteien. "Die Umfrage zeigt
deutlich, dass der Naturschutz parteiübergreifend sehr hohe Akzeptanz
besitzt. Die Zustimmung zum Volksbegehren der Wählerinnen und Wähler
der Regierungsparteien wie der CSU mit 80 Prozent und der Freien
Wähler mit knapp 70 Prozent, macht deutlich, dass die Unterstützung
des Volksbegehrens noch größer ist als bisher", sagt Richard Mergner,
Vorsitzender des Bund Naturschutz in Bayern.

Hintergrund

Über das Volksbegehren Artenvielfalt - Rettet die Bienen!

Das Volksbegehren ist ein Mittel der direkten Demokratie. Es
ermöglicht Bürgerinnen und Bürgern die Einbringung eines
Gesetzentwurfs in den Bayerischen Landtag. Dazu müssen sich 10 Prozent
der Wahlberechtigten - rund 1 Million Menschen - mit ihrer
Unterschrift für das Volksbegehren aussprechen. Diese Hürde wurde von
dem Volksbegehren Artenvielfalt - Rettet die Bienen! mit großem Erfolg
genommen: vom 31. Januar bis zum 13. Februar 2019 haben sich über 1,7
Millionen Wahlberechtigte persönlich in den Rathäusern in Listen
eingetragen. Der Bayerische Landtag kann nun den Gesetzentwurf
annehmen oder ablehnen und ein eigenes Gesetz vorlegen. In diesem Fall
kommt es zum Volksentscheid, bei dem alle stimmberechtigten Bayern
über die beiden alternativen Gesetzesvorschläge abstimmen können. Zum
Trägerkreis des Volksbegehrens Artenvielfalt - Rettet die Bienen!
gehören die Ökologisch-Demokratische Partei Bayern (ÖDP), der
Landesbund für Vogelschutz in Bayern (LBV), das Bündnis 90/Die Grünen
Bayern und der BUND Naturschutz in Bayern. Ein breites
gesellschaftliches Bündnis von rund 200 Organisationen, Unternehmen,
Verbänden und Parteien unterstützt diese direktdemokratische
Initiative für ein neues Naturschutzgesetz in Bayern.

Die Kernforderungen des Volksbegehrens Artenvielfalt - Rettet die
Bienen!

Ziel des Volksbegehrens ist es, Regelungen im bayerischen
Naturschutzgesetz zu verankern, die die Artenvielfalt retten. Die
Kernforderungen: die bayernweite Vernetzung von Lebensräumen für
Tiere; die Erhaltung von Hecken, Bäumen und kleinen Gewässern in der
Landwirtschaft; der Erhalt und die Schaffung blühender Randstreifen an
allen Bächen und Gräben; der massive Ausbau der ökologischen
Landwirtschaft; die Umwandlung von zehn Prozent aller Wiesen in
Blühwiesen; die pestizidfreie Bewirtschaftung aller staatlichen
Flächen; die Aufnahme des Naturschutzes in die Ausbildung von Land-
und Forstwirten.

Die Aktionsbündnisse

Bayernweit kämpfen 80 Aktionsbündnisse in den Gemeinden für eine Wende
im bayerischen Naturschutz. Alle Interessierten sind aufgefordert
mitzumachen. Auf der Website des Volksbegehrens Artenvielfalt
www.volksbegehren-artenvielfalt.de findet man die Möglichkeit, Kontakt
aufzunehmen.

Das Artensterben

Wissenschaftliche Studien belegen, dass in Bayern immer mehr Tier- und
Pflanzenarten vom Aussterben bedroht oder bereits verschwunden sind.
Besonders betroffen sind die Insekten, die unter anderem für das
Überleben der Menschheit als Bestäuber von Nahrungspflanzen
existenziell wichtig sind. In Deutschland sind knapp 50 Prozent aller
Bienenarten bestandsbedroht oder bereits ausgestorben, über 75 Prozent
aller Fluginsekten sind nicht mehr da und die Bestände an
Schmetterlingen vielfach sogar noch stärker zurückgegangen, in einigen
Regionen Bayerns teilweise um 70-90 Prozent. Unter anderem in Folge
des Insektenschwundes leben in Bayern nur noch halb so viele Vögel wie
vor 30 Jahren. Diese dramatische Entwicklung will das Volksbegehren
Artenvielfalt stoppen.

 * 

Quelle:

Gemeinsame Pressemitteilung, 01.03.2019

Volksbegehren Artenvielfalt

E-Mail: presse@volksbegehren-artenvielfalt.de

Internet: www.volksbegehren-artenvielfalt.de
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EUROPA/558: Neonics. Von wegen "Notfall" - Missbrauch wird geahndet (DNR EU)


Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen
e.V. 
 EU-Koordination

EU-News - 28.02.2019 / Naturschutz & Biodiversität

Neonics: Von wegen "Notfall" - Missbrauch wird geahndet



Am Anfang stand ein Protestbrief von Nichtregierungsorganisationen an
die EU-Kommission im Januar: Trotz des Verbots der bienenschädlichen
Wirkstoffe Imidacloprid, Clothianidin und Thiamethoxam seien
Bestäuberinsekten in Europa weiterhin diesen Giften ausgesetzt, weil
zahlreiche Ausnahmegenehmigungen erteilt wurden. Laut dem
Nachrichtenportal EurActiv hat der zuständige Kommissar Vytenis
Andriukaitis reagiert und vier Mitgliedstaaten angeschrieben, damit
diese keine "Notfallgenehmigungen" mehr erteilen. Weil zwei
Mitgliedstaaten bisher untätig geblieben sind, wolle die EU-Kommission
auf eine Möglichkeit in der EU-Pflanzenschutzverordnung zurückgreifen.
Gemäß Artikel 53 [(EG) Nr. 1107/2009][1] kann die EU-Kommission
nämlich eine Entscheidung darüber herbeiführen, ob die
Notfallgenehmigung wiederholt werden darf oder eben nicht. Bei einer
missbräuchlichen Erteilung einer Zulassung hat die EU-Kommission
Spielräume.

Der EU-Abgeordnete Martin Häusling (Grüne, Deutschland) kommentierte
den Vorgang: "Endlich passiert das, was schon längst überfällig war
und was gesetzlich vorgeschrieben ist: Die Europäische Kommission wird
aktiv und nutzt ihre Möglichkeiten, die sogenannten
Notfallgenehmigungen von Neonikotinoiden zu stoppen. (...) Viel zu
lange hat die Kommission die EU-Länder gewähren lassen und keinen
Gebrauch gemacht von ihren Möglichkeiten, diese umwelt- und
gesundheitsschädigenden Mittel aus dem Verkehr zu ziehen." Häusling
geht davon aus, dass es sich bei den vier erwähnten Mitgliedstaaten um
Rumänien, Ungarn, Litauen und Bulgarien handelt.

Das EU-Parlament hatte Mitte Februar eine Entschließung zur
nachhaltigen Verwendung von Pestiziden [2] angenommen. In
Schlussfolgerung 70 fordert das Europäische Parlament die Kommission
auf, entschlossen gegen Mitgliedstaaten vorzugehen, die
Ausnahmeregelungen zu verbotenen Pestiziden mit Neonikotinoiden
systematisch missbräuchlich nutzen.

Eine Studie der Schweizer Universität Neuenburg hat Erkenntnisse aus
dem Jahr 2017 mit weiteren Untersuchungen ergänzt: Demnach sind
Neonikotinoide bis zu 40 Monate in Honig nachweisbar.
Umweltorganisationen warnen, dass auch Ersatzstoffe wie Sulfoxaflor
und Flupyradifuron tödlich für Bienen und andere Insekten sind
(EU-News 17.08.2018 [3]). [jg]



Artikel EurActiv

https://www.euractiv.de/section/energie-und-umwelt/news/eu-kommission-mit-neuen-mitteln-gegen-bienenschaedliche-neonikotinoide/

Greenpeace-Presse: Brief der Umweltverbände an die EU-Kommission vom
Januar und Antwort von EU-Kommissar Vytenis Andriukaitis

https://www.greenpeace.org/eu-unit/issues/nature-food/1830/ngo-letter-juncker-bee-pesticides/

https://storage.googleapis.com/planet4-eu-unit-stateless/2019/01/592a3a30-2090122-letter-president-juncker_bees-still-exposed-to-dangerous-pesticides.pdf

https://storage.googleapis.com/planet4-eu-unit-stateless/2019/02/ead9975f-19022019-response-commissioner-andriukaitis-bees-pesticides.pdf

Pressemitteilungen Martin Häusling 26.02.2019 und 21.02.2019

https://martin-haeusling.eu/presse-medien/pressemitteilungen/2243-neonikotinoide-eu-kommission-zieht-die-zuegel-an.html

https://martin-haeusling.eu/presse-medien/pressemitteilungen/2241-notfallzulassungen-von-neonikotinoiden-laender-und-eu-kommission-muessen-skandaloese-zulassungen-sofort-stoppen.html

Pressemitteilung/Studie der Universität Neuenburg

https://www.dnr.de/typo3/www.unine.ch/unine/home/pour-les-medias/communiques-de-presse/stabilite-preoccupante-de-pestic.html

[1] https://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:L:2009:309:0001:0050:DE:PDF

[2] http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?pubRef=-//EP//NONSGML+TA+P8-TA-2019-0082+0+DOC+PDF+V0//DE

[3] https://www.dnr.de/eu-koordination/eu-umweltnews/2018-naturschutz-biodiversitaet/ersatzstoff-fuer-neonikotinoide-ebenfalls-umstritten/?L=0

 * 
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EU-News, 28.02.2019
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ÖKOSYSTEME/128: Überlebenswichtig - Kartieren und Datensammeln für Europas Biodiversität (DNR EU)


Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen
e.V. 
 EU-Koordination

EU-News - 28.02.2019 / Naturschutz & Biodiversität

Überlebenswichtig: Kartieren und Datensammeln für Europas Biodiversität



Ohne ein fundiertes Wissen über Europas Ökosysteme können diese nicht
geschützt werden. Laut der EU-Strategie für die Biodiversität bis 2020
müssen die Mitgliedstaaten die Kartierung und Bewertung der Ökosysteme
und ihrer Dienstleistungen durchführen. Welche Fortschritte die
EU-weit harmonisierte Erfassung von Informationen über den Zustand von
Ökosystemen, der biologischen Vielfalt sowie über die Fähigkeit zur
Bereitstellung von Ökosystemdienstleistungen gemacht hat, hat die
Europäische Umweltagentur (EEA) veröffentlicht.

Die neueste Version der europaweiten Ökosystemkarte der EEA enthält
Informationen von 39 Staaten (die EWR-Mitglieder und kooperierende
Länder) und umfasst 47 Land-, Süßwasser-und Meereslebensräume sowie
fünf Meeresbodenarten auf einer Fläche von rund 12 Millionen
Quadratkilometer. Dank neuerer Daten aus Satelliten- und anderen
Programmen seien die Informationen im Vergleich zur letzten Version
detaillierter - die Daten sollen weiter aktualisiert werden. So könne
die Karte dazu beitragen zu ermitteln, wie Ökosysteme und Lebensräume
in ganz Europa verteilt sind und wie sich deren Umfang und Zustand
verändern. Es sei damit auch möglich, die Widerstandsfähigkeit des
Ökosystems zu überwachen und zu interpretieren.

Die EU hat in ihrer Biodiversitätsstrategie von 2011 [1] festgelegt,
den Verlust biologischer Vielfalt und die Verschlechterung der
Ökosystemdienstleistungen in der EU bis 2020 aufzuhalten und sie
weitestmöglich wiederherzustellen. Die sechs Ziele der EU-Strategie
konzentrieren sich auf folgende Aspekte:


	vollständige Umsetzung des EU-Naturschutzrechts;

	besserer Schutz und Wiederherstellung von Ökosystemen und Ökosystemleistungen sowie verstärkter Einsatz von grünen Infrastrukturen;

	nachhaltigere Land- und Forstwirtschaft;

	bessere Bewirtschaftung der EU-Fischbestände und nachhaltigere Fischerei;

	strengere Überwachung invasiver gebietsfremder Arten und

	Erhöhung des Beitrags der EU zur Vermeidung des globalen Biodiversitätsverlustes.



Schon seit der Halbzeitbilanz der EU-Kommission über die Umsetzung der
Biodiversitätsstrategie (EU-News 02.10.2015 [2]) steht fest, dass die
EU-Mitgliedstaaten sehr viel mehr tun müssen, die biologische Vielfalt
zu erhalten. Auch international sind noch weit mehr Anstrengungen
nötig. Zurzeit laufen die Vorbereitungen für die post2020-Ziele im
globalen Biodiversitätsschutz im Rahmen der UN-Konvention über
biologische Vielfalt. Mit der Erfassung von Daten allein ist es
jedenfalls nicht getan. [jg]



EEA-Pressemitteilung mit weiteren Links

https://www.eea.europa.eu/themes/biodiversity/mapping-europes-ecosystems/mapping-europes-ecosystems

[1] https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/HTML/?uri=CELEX:52011DC0244&from=EN

[2] https://www.dnr.de/eu-koordination/eu-umweltnews/2015-naturschutz-biodiversitaet/halbzeitbewertung-der-eu-biodiversitaetsstrategie/?L=0
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VERKEHR/1172: Doppelt dreckige Luft in Brüssel (DNR EU)


Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen
e.V. 
 EU-Koordination

EU-News - 28.02.2019 / Verkehr

Doppelt dreckige Luft in Brüssel



Der Europäische Gerichtshof befasst sich mit Luftmessstationen in
Brüssel. Ein Urteil des Gerichts der EU will indes die EU-Kommission
anfechten. Sie stellt aber gleichzeitig die Nachrüstung von neuen
Dieselautos in Aussicht.

Gerichte müssen Messstationen prüfen

Am Donnerstag hat die Generalanwältin Kokott dem Gerichtshof (EuGH)
vorgeschlagen, zu entscheiden, dass innerstaatliche Gerichte auf
Antrag Betroffener prüfen müssen, ob ortsfeste Messstationen im
Einklang mit den Kriterien der Richtlinie zur Luftqualität
eingerichtet worden seien, und, wenn dies nicht der Fall sei, im
Rahmen ihrer gerichtlichen Befugnisse gegenüber der nationalen Behörde
alle erforderlichen Maßnahmen ergreifen müssten, damit sie im Einklang
mit diesen Kriterien eingerichtet würden.

Außerdem sprechen nach Ansicht der Generalanwältin die Systematik der
Richtlinie und deren Ziel, die menschliche Gesundheit zu schützen,
klar dafür, die Einhaltung der Grenzwerte für Stickstoffdioxid,
Schwefeldioxid, PM10 (Feinstaub), Blei, Benzol und Kohlenmonoxid
anhand der Messergebnisse der ortsfesten Messstationen zu beurteilen,
ohne einen Mittelwert aller Messstationen zu bilden.

Mehrere Einwohner*innen der belgischen Region Brüssel-Hauptstadt sowie
die Umweltorganisation ClientEarth streiten vor einem Brüsseler
Gericht mit der Region Brüssel-Hauptstadt und dem Brüsseler Institut
für Umweltmanagement darüber, ob für das Gebiet von Brüssel ein
ausreichender Luftqualitätsplan erstellt wurde.

Ein Urteil des EuGH wird in den kommenden Monaten erwartet.

Stickoxidgrenzwerte von Euro-6-Dieselautos

Dem Umweltinformationsdienst ENDS zufolge will die EU-Kommission ein
Urteil des Gerichts der EU (EuG) anfechten, wonach sie
Stickoxidgrenzwerte für Diesel-Pkws der Euro-6-Norm nicht hätte
eigenmächtig erhöhen dürfen.

Die für Binnenmarkt und Industrie zuständige EU-Kommissarin Elzbieta
Bienkowska teilte dem Umweltausschuss im EU-Parlament am vergangenen
Mittwoch die Entscheidung mit. Gleichzeitig kündigte sie an, dass die
Kommission in absehbarer Zeit einen Vorschlag für eine Richtlinie
präsentieren werde, mit welcher Berichtigungskoeffizienten künftig
legal sein sollen.

Im Dezember entschied das EuG, dass die Kommission rechtswidrig
gehandelt habe (EU-News vom 13.12.2018 [1]).

Nachrüstung von Euro-7-Dieselautos

ENDS berichtete außerdem, wie ein Vertreter der EU-Kommission dem
Umweltausschuss im EU-Parlament erklärte, dass das Berlaymont
"ernsthaft erwäge, verpflichtende Umrüstungen von Dieselfahrzeugen der
künftigen Euro-7-Klasse" vorzuschlagen. Eine vorbereitende Studie sei
bereits gestartet.

Der niederländische Europaabgeordnete Gerben-Jan Gerbrandy (ALDE)
kommentierte. "Der einzige Weg für saubere Luft in unseren Städten ist
die Beseitigung der Emissionen von Millionen betrügerischer Autos".

Todesfalle dreckige Luft in europäischen Städten

Die Dringlichkeit, betrügerische Dieselfahrzeuge aus dem Verkehr zu
ziehen, scheint durch einen Bericht des International Council on Clean
Transportation (ICCT) untermauert zu werden, der am Dienstag erschien.

Laut Studienergebnissen befinden sich etliche europäische Städte unter
jenen Städten weltweit mit den meisten Todesfällen, die auf Emissionen
aus dem Verkehr zurückzuführen sind. Insbesondere seien
Dieselfahrzeuge für zwei Drittel der negativen Auswirkungen auf die
Gesundheit in Frankreich, Deutschland und Italien verantwortlich.

Darüber hinaus schätzt die Studie, dass im Jahr 2010 rund 360.000
vorzeitige Todesfälle auf Feinstaub (PM 2.5) und Ozon zurückzuführen
waren, im Jahr 2015 sollen es etwa 385.000 Todesfälle gewesen sein.
[aw]



Schlussanträge an das EuGH 

https://curia.europa.eu/jcms/upload/docs/application/pdf/2019-02/cp190021de.pdf

ENDS (kostenpflichtig) zu Kommission gegen EuG-Urteil 

https://www.endseurope.com/article/54941/eu-executive-under-fire-for-appealing-car-emissions-ruling

ENDS (kostenpflichtig) zu künftiger Nachrüstung 

https://www.endseurope.com/article/54988/eu-executive-mulls-compulsory-retrofits-for-millions-of-diesel-cars

ICCT-Bericht 

https://www.theicct.org/publications/health-impacts-transport-emissions-2010-2015

[1] https://www.dnr.de/eu-koordination/eu-umweltnews/2018-verkehr/hoehere-stickoxidwerte-eu-kommission-handelte-rechtswidrig/
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EUROPA/639: EU-Kommission schiebt Prüfung zu Nanomaterialien weiter auf (DNR EU)


Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen
e.V. 
 EU-Koordination

EU-News - 28.02.2019 / Chemie & Nanotechnologie

EU-Kommission schiebt Prüfung zu Nanomaterialien weiter auf



Die seit fünf Jahren anstehende Überprüfung der Definition für
Nanomaterialien wird auch bis 2020 nicht erfolgen. Mit der Frage, ab
welcher Größe Stoffe zu Nanomaterialien zählen, wird sich erst die
nächste EU-Kommission beschäftigen.

Der Nachrichtendienst Chemical Watch berichtete am Dienstag, dass die
amtierende EU-Kommission die Überprüfung nicht mehr durchführen werde.
Mit dieser Entscheidung wird ein Prozess weiter aufgeschoben, der
bereits seit Jahren überfällig ist. 2011 einigte sich die
EU-Kommission erstmalig auf eine mit Spannung erwartete Definition von
Nanomaterialien. Seitdem werden Substanzen als Nanomaterialien
eingestuft, wenn mindestens 50 Prozent ihrer Partikel eine Größe von
1-100 Nanometern (nm) aufweisen. Gleichzeitig versprach die
EU-Kommission, die Definition 2014 zu überprüfen und gegebenenfalls
anzupassen. Diese Überprüfung fand jedoch immer noch nicht statt und
auch andere Prozesse im Zusammenhang mit Nanomaterialien leiden unter
ständigen Aufschüben.

David Azoulay, Anwalt beim Zentrum für Internationales Umweltrecht
(Centre for International Environmental Law, CIEL) stellte im Gespräch
mit Chemical Watch entsprechend den politischen Wille in Frage, "eine
gerechte und ausgewogene Entwicklung von Nanomaterialien in der EU zu
gewährleisten." Die Auswirkungen der kleinen Partikel auf die Umwelt
und die menschliche Gesundheit sind noch nicht abschließend erforscht,
aufgrund ihrer geringen Größe gelangen sie jedoch gut in Gewebe und
Zellen. Umwelt- und Gesundheitsorganisationen fordern deshalb die
Anwendung des Vorsorgeprinzips und eine klare Regulierung von
Nanomaterialien.

Die neue EU-Kommission wird ihre Arbeit voraussichtlich Ende des
Jahres aufnehmen. Die Amtszeit der jetzigen Kommission endet im
Oktober. [km]



Nachricht bei Chemical Watch (kostenpflichtig)

https://chemicalwatch.com/74646/eu-revision-of-nanomaterials-definition-postponed-to-2020

Weitere Informationen zu Nanomaterialien:

NGO-Forderungen nach EU-Regulierung (2017)

https://www.ciel.org/wp-content/uploads/2016/12/NGO-position-paper_Dec2016_Reset-Governance_Nanomaterials.pdf

BUND zu Nanotechnologie

https://www.bund.net/chemie/nanotechnologie/

Öko-Institut zu Auswirkungen von Nanomaterialien auf Umwelt und
Gesundheit

https://www.oeko.de/aktuelles/2013/nanomaterialien-auswirkungen-auf-umwelt-und-gesundheit/

 * 

Quelle:

EU-News, 28.02.2019

Deutscher Naturschutzring e.V. (DNR)

EU-Koordination

Marienstraße 19-20, 10117 Berlin

E-Mail: eu-info@dnr.de

Internet: www.eu-koordination.de
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MEER/321: Der Garten des Kraken versinkt im Plastikmüll (WWF)


WWF Pressemitteilung - 1. März 2019

Der Garten des Kraken versinkt im Plastikmüll

Tag des
Artenschutzes am 03. März: WWF fordert globale "UN-Plastik-Konvention"



Den diesjährigen Tag des Artenschutzes am 03. März widmen die
Vereinten Nationen (UN) dem Leben Unterwasser. Der WWF weist darauf
hin, dass aktuell mehr als 800 Meeresarten durch Plastik bedroht sind -
 darunter Meeresschildkröten, Meeressäuger und Seevögel. Der WWF
fordert, dass sich Bundesministerin Svenja Schulze auf der kommenden
UN-Umweltversammlung (UNEA) in Nairobi für eine globale
"UN-Plastik-Konvention" stark macht und mahnt nationalen
Handlungsbedarf an. Die UNEA startet am 11. März. Die Versammlung
könnte das Mandat erteilen für Verhandlungen über eine globale
Vereinbarung gegen den Plastikmüll in den Ozeanen.

"Unsere Unterwasserwelten versinken im Plastikmüll. Eine
rechtsverbindliche globale Konvention, die weltweit die Müllreduktion
und ein verbessertes Abfallmanagement gesetzlich vorschreibt, ist
überfällig. Dafür muss sich Svenja Schulze auf der anstehenden
UN-Umweltkonferenz in Nairobi einsetzen", so Heike Vesper, Leiterin
Meeresschutz beim WWF Deutschland.

Auch national gibt es viel zu tun: Deutschland gehört zu den
Top-Verursachern von Verpackungsmüll in der Europäischen Union. "Der
Grundsatz der deutschen Abfallpolitik muss lauten: Vermeiden hat
Vorfahrt vor Verwerten", fordert Heike Vesper vom WWF. Und wo
Verpackungen nicht zu vermeiden seien, dürften sie zumindest keine
Stoffe und Stoffverbindungen enthalten, die das spätere Recycling
störten. "Es ist an der Bundesregierung, deutlichere Anreize zur
Müllvermeidung, zum Recycling und für Mehrweglösungen zu schaffen."

Neben der Plastikflut sind laut WWF Faktoren wie Überfischung,
Rohstoffabbau bis in immer tiefere Meeresregionen, steigende
Wassertemperaturen aufgrund der fortschreitenden Erderhitzung,
Schadstoffe aus dem Schiffsverkehr sowie der Eintrag von Stickstoff
und Phosphor massive Stressfaktoren für das vielfältige Leben
Unterwasser. Die Rote Liste der Weltnaturschutzunion (IUCN) listet
derzeit über 1100 Meeresarten als gefährdet, stark gefährdet oder vom
Aussterben bedroht.

 * 

Quelle:

WWF Pressemitteilung, 01.03.2019

Herausgeber: WWF Deutschland

Reinhardtstraße 14, 10117 Berlin

Tel.: 030 311 777 - 0, Fax: 030 311 777 - 603

E-Mail: info@wwf.de
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AKTION/242: Earth Hour - In vier Wochen gehen die Lichter aus (WWF)


WWF Pressemitteilung - 1. März 2019

In vier Wochen gehen die Lichter aus

Größte Umweltaktion der Welt: WWF Earth Hour am 30. März / 180 Städte
in Deutschland nehmen teil



Am 30. März gehen auf der Erde die Lichter aus. Zumindest für eine
Stunde von 20.30 Uhr bis 21.30 Uhr. Wie jedes Jahr seit 2007 fordert
die Naturschutzorganisation WWF Menschen weltweit dazu auf, zur WWF
Earth Hour eine Stunde lang das Licht auszuschalten - und damit ein
globales Zeichen für Klima- und Umweltschutz zu setzen. Vor allem
Wahrzeichen in tausenden Städten werden in Dunkelheit gehüllt: vom
Empire State Building in New York über das Opernhaus in Sydney bis zum
Brandenburger Tor. In Deutschland haben sich vier Wochen vor der
Aktion bereits 180 Städte und Gemeinden angemeldet.

"Egal ob Eiffelturm oder Empire State Building, diese Wahrzeichen
stehen für menschengemachte Schönheit und Ästhetik. Auf der anderen
Seite zerstören wir Menschen die Umwelt, sorgen für ein
Massenaussterben bei Tieren und Pflanzen und heizen das Klima an.
Indem unsere beeindruckenden Bauwerke für eine Stunde dunkel werden,
setzen wir auch ein weltweites Signal dafür, dass wir etwas gegen die
menschenverursachten Katastrophen auf unserer Erde unternehmen
müssen", so Silke Hahn, WWF-Projektleiterin zur Earth Hour in
Deutschland.

Laut WWF geht es bei der "Stunde der Erde" darum, das Bewusstsein für
die Umwelt und den Klimaschutz zu stärken - und das nicht nur für 60
Minuten, sondern bestenfalls weit darüber hinaus. Der WWF möchte den
Fokus auf das Wesentliche lenken: Jeder kann im Alltag etwas zum
Umwelt- und Klimaschutz beitragen, vom Einkauf regionaler und
saisonaler Lebensmitteln und weniger Fleisch bis zum politischen
Engagement für eine gesunde Umwelt. Zudem soll "den Mächtigen der
Welt" verdeutlicht werden, dass sie alles tun müssen, um Die
Erderhitzung auf 1,5° zu begrenzen.

Weitere Informationen und Tipps für Interessierte unter

www.wwf.de/earthhour







Hintergrund:

WWF Earth Hour Geschichte

Als erste Stadt der Welt hatte Sydney 2007 seine Wahrzeichen im
Dunkeln gelassen, mehr als 2,2 Millionen australische Haushalte waren
beteiligt. Immer mehr Städte auf allen Kontinenten folgten in den
nächsten Jahren, mittlerweile gilt die Earth Hour als weltweit größte
Umweltaktion. An einem festgelegten Tag gehen jedes Jahr um 20.30 Uhr
Ortszeit für eine Stunde die Lichter aus. Den Start macht meist Samoa,
ihren Abschluss findet die Aktion dann in der Regel auf den
Cookinseln. Zum zehnjährigen Jubiläum 2016 blieben hierzulande
bekannte Bauwerke für eine Stunde unbeleuchtet, darunter das
Brandenburger Tor, der Kölner Dom und die Frauenkirche in München.

WWF Earth Hour in Deutschland

Seit 2010 beteiligt sich auch Deutschland an der Umweltaktion. Im
vergangenen Jahr beteiligten sich 398 Städte und Gemeinden. Ein
absoluter Rekord. In diesem Jahr haben sich bisher 175 Städte und
Gemeinden angemeldet. 

Deutschlandkarte: 

www.wwf.de/earthhour/ 

WWF Earth Hour

Jugendaktionen

Von Bischofswerda bis Berlin, vom Fahrrad-Kino bis zum 
Licht-erzeugenden Dancefloor: Die WWF Jugend startet in vielen Städten
eigene Aktionen zur Earth Hour.

Übersicht: 

www.wwf-jugend.de/blogs/4207/8547/unsere-aktionen-fur-die-earth-hour-diese-stadte-sind-dabei

 * 

Quelle:

WWF Pressemitteilung, 01.03.2019
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